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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die strukturelle 
Anpassung der Landwirtschaft an die soziale und ökologische Marktwirtschaft in 
der Deutschen Demokratischen Republik 
— Landwirtschaftsanpassungsgesetz — und anderer Gesetze 

A. Problem 

Mit dem Gesetzentwurf werden folgende Ziele verfolgt: 

Die Regelungen des noch von der Volkskammer der DDR verab-
schiedeten Landwirtschaftsanpassungsgesetzes sind z. Z. nicht 
eindeutig, z. T. auch nicht sachgerecht. Es gilt, 

— das Ausscheiden von Mitgliedern der LPG, 

— die Neustrukturierung von LPG und 

— die im Zusammenhang mit dem Ausscheiden und der Neu-
strukturierung vorzunehmende Rückerstattung und Zuord-
nung der von den Mitgliedern der LPG eingebrachten Flächen, 
der geleisteten Inventarbeiträge und der erwirtschafteten Ver-
mögenswerte 

zweckentsprechend und sachgerecht neu zu regeln. 
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B. Lösung 

Der Gesetzentwurf hat folgende Schwerpunkte: 

— Für Beschlüsse der Mitgliederversammlung soll neben der bis-
her geltenden Mehrheitsregelung eine Stimmenmehrheit der 
Bodeneigentümer festgelegt werden. 

— Die Regelung der Ansprüche ausscheidender Mitglieder soll 
klarer gefaßt werden. Dies gilt insbesondere für die Rückerstat-
tung des Inventarbeitrags. Regelungen für Milchreferenzmen-
gen und für Zuckerrübenlieferrechte sollen zusätzlich aufge-

nommen werden. 

— Zur Unterstützung der bereits geregelten Bodenordnungsver-
fahren sollen vorläufige Besitzregelungen ermöglicht werden. 

— Das Eigentum an Waldflächen und das an aufstehenden Wald-
beständen sollen zusammengeführt werden. 

— Die Länder sollen ermächtigt werden, LPG durch geeignete 
Institutionen überprüfen zu lassen. 

— Unter Aufhebung des im LPG-Gesetz geregelten Rechts auf 
Arbeit soll ein Recht zur Beendigung von Arbeitsverhältnissen 
aus Gründen der strukturellen Anpassung begründet wer-
den. 

— Ansprüchen ausscheidender Mitglieder auf Rückgewähr von 
Inventarbeiträgen soll ein Vorrang im Gesamtvollstreckungs-
verfahren eingeräumt werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die strukturelle 
Anpassung der Landwirtschaft an die soziale und ökologische Marktwirtschaft in 
der Deutschen Demokratischen Republik 
— Landwirtschaftsanpassungsgesetz — und anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 

Das Landwirtschaftsanpassungsgesetz vom 29. Juni 
1990 (GBl. I Nr. 42 S. 642), das nach Anlage II Kapi-
tel VI Sachgebiet A Abschnitt II Nr. 1 des Einigungs-
vertrages vom 31. August 1990 in Verbindung mit Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. II 
S. 885, 1204) fortgilt, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3a 
Haftung der Vorstandsmitglieder 

Der Vorstand einer Landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaft hat bei seiner Geschäfts-
führung die Sorgfalt eines ordentlichen und ge-
wissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Vor-
standsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind 
der Genossenschaft und ihren Mitgliedern zum 
Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Ge-
samtschuldner verpflichtet. Ist streitig, ob sie die 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters angewandt haben, trifft sie die 
Beweislast. " 

2. § 7 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und der 
Mehrheit der Stimmen der Grundstückseigentü-
mer, sofern nicht das Statut der LPG für Be-
schlüsse über Änderungen des Statuts eine grö-
ßere Mehrheit bestimmt. Die Gewichtung der 
Stimmen der Grundstückseigentümer erfolgt 
nach der Größe der von den Grundstückseigentü-
mern oder ihren Rechtsvorgängern eingebrachten 
Grundstücke." 

3. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird alleiniger Inhalt der Vorschrift. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

§ 7 Abs. 2 und § 8 gelten entsprechend. " 

4. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird alleiniger Inhalt der Vorschrift. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„§ 7 Abs. 2 und § 8 gelten entsprechend." 

5. § 42 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 42 
Anzuwendende Vorschriften 

„Für die Auflösung und Abwicklung der LPG 
gelten die §§ 78 bis 93 des Genossenschaftsgeset-
zes; für die Vermögensaufteilung gilt § 44 ergän-
zend. Abweichend von § 90 Abs. 1 des Genossen-
schaftsgesetzes ist die Hälfte des sich nach § 44 
ergebenden Vermögensanspruchs unmittelbar 
nach dem Zeitpunkt der Anmeldung der Auflö-
sung zum Genossenschaftsregister nach § 78 
Abs. 2 des Genossenschaftsgesetzes auszuzah-
len. " 

6. Die Überschrift des 6. Abschnitts wird wie folgt 
gefaßt: 

„Ausscheiden aus einer LPG" 

7. Nach § 43 wird folgender § 43 a eingefügt: 

„§ 43a 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen 

(1) Die LPG hat das Recht, die im Rahmen der 
strukturellen Anpassung erforderlich werdende 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen durch Kün-
digung auszusprechen. Die Mitgliedschaft wird 
durch die Kündigung nicht berührt. 

(2) Absatz 1 gilt auch nach Teilung, Zusammen-
schluß und Umwandlung von LPG für die neuen 
Unternehmen. " 

8. § 44 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 44 
Vermögensauseinandersetzung in der LPG, 

Milchreferenzmenge, Lieferrechte für 
Zuckerrüben 

(1) Ausscheidende Mitglieder erhalten als Ab-
findungsanspruch den Wert ihrer Beteiligung an 
der LPG ausgezahlt. Der Anspruch steht auch den 
Mitgliedern zu, die ihre Mitgliedschaft nach dem 
18. Oktober 1989 beendet haben. Der Wert der 
Beteiligung stellt einen Anteil am Eigenkapital 
der LPG dar, der sich wie folgt ergibt: 

a) Zunächst ist der Wert der Inventarbeiträge, die 
in Form von Sach- oder Geldleistungen einge-
bracht worden sind, einschließlich gleichste-
hender Leistungen (Fondsausgleichszahlun-
gen), zurückzugewähren. Den Inventarbeiträ-
gen steht der Wert des Feldinventars gleich, 
das beim Eintritt in die LPG von dieser über- 
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nommen wurde, soweit es nicht als Inventar-
beitrag angerechnet wurde. Von dem Wert des 
eingebrachten Inventarbeitrags sind alle Rück-
zahlungen abzuziehen. Übersteigt der so er-
mittelte Wert aller eingebrachten Inventarbei-
träge das Eigenkapital, sind die Ansprüche 
ausscheidender Mitglieder entsprechend zu 
kürzen. 

b) Soweit das Eigenkapital die in Buchstabe a ge-
nannten Ansprüche übersteigt, ist es angemes-
sen auf die drei Produktionsfaktoren Boden, 
Kapital und Arbeit aufzuteilen. Dabei soll die 
Bedeutung der jeweiligen Produktionsfakto-
ren für die Verteilung berücksichtigt werden. 
Der Verteilungsmaßstab wird von der Vollver-
sammlung beschlossen; für den Verteilungs-
maßstab hat mindestens 1/3 auf Gebäude und 
Grundstücksfläche und mindestens 1/3 auf In-
ventar, bei ausschließlicher Tierproduktion 
mindestens 1/10 auf Gebäude und Grundstücks-
fläche und mindestens 9/2o auf Inventar zu ent-
fallen. § 7 Abs. 2 und § 8 gelten entspre-
chend. 

(2) Bei einer LPG mit ausschließlicher Tierpro-
duktion sind für alle flächenbezogenen Ansprü-
che die Verhältnisse zugrunde zu legen, die im 
Zeitpunkt der Bildung der Kooperativen Abtei-
lung Pflanzenproduktion bestanden haben. Die 
Ansprüche sind von der LPG mit Pflanzenproduk-
tion zu erfüllen. 

(3) Ist die LPG Inhaberin einer Milchreferenz-
menge, ist sie verpflichtet, sofern das ausschei-
dende Mitglied die Milcherzeugung nachhaltig 
selbst aufnehmen will, einen Anteil dieser Milch-
referenzmenge auf das ausscheidende Mitglied 
zu übertragen. Dieser Anteil wird ermittelt auf der 
Grundlage der durchschnittlichen Referenz-
menge je Hektar Hauptfutterfläche der LPG und 
des Anteils der dem aus der LPG ausscheidenden 
Mitglied übertragenen Hauptfutterfläche. Beträgt 
der Anteil der Hauptfutterfläche der LPG weniger 
als 20 v. H. der landwirtschaftlich genutzten Flä-
che, wird bei der Berechnung die landwirtschaft-
lich genutzte Fläche zugrunde gelegt. 

(4) Scheidet ein Mitglied nach Abschluß eines 
Zuckerrübenliefervertrags zwischen der LPG und 
einem Zuckerhersteller aus, ist die LPG verpflich-
tet, das ausscheidende Mitglied an den Rechten 
aus dem Zuckerrübenliefervertrag entsprechend 
dem Anteil der ihm zurückzugewährenden 
Zuckerrübenfläche an der gesamten Zuckerrü-
benfläche der LPG zu beteiligen. 

(5) Die LPG ist darüberhinaus verpflichtet, aus-
scheidende Mitglieder, die allein oder in Koope-
ration mit anderen Landwirten die Wiedereinrich-
tung eines bäuerlichen Familienbetriebes beab-
sichtigen, im Rahmen vorhandener Möglichkei-
ten zu unterstützen. Dies gilt insbesondere bei der 
Ausstattung mit Grund und Boden, Wirtschaftsge-
bäuden und anderen Vermögenswerten im Ver-
hältnis zu Größe und Ertragswert der eingebrach-
ten Wirtschaft. " 

9. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Ausgabe" 
durch das Wort „Rückgabe" ersetzt. 

b) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Mit Beendigung der Mitgliedschaft erhält das 
Mitglied grundsätzlich das volle Verfügungs-
recht und den unmittelbaren Besitz an seinen 
eingebrachten Flächen und seine Hoffläche in 
dem Zustand, in dem sie sich zum Zeitpunkt 
der Beendigung der Mitgliedschaft befinden, 
zurück." 

c) Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

„Befindet sich auf den Flächen, die das aus-
scheidende Mitglied zurückerhält, Feldinven-
tar, hat es der LPG die Kosten der Feldbestel-
lung zu ersetzen, soweit das Feldinventar auch 
im Rahmen des Abfindungsanspruchs nach 
§ 44 Abs. 1 Berücksichtigung gefunden hat. 
Der Anspruch wird einen Monat nach Beendi-
gung der Mitgliedschaft fällig. " 

10. § 47 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die LPG ist verpflichtet, von ihr genutzte Wirt-
schaftsgebäude des ausscheidenden Mitglieds in 
dem Zustand, in dem sie sich im Zeitpunkt der 
Beendigung der Mitgliedschaft befinden, zurück-
zugeben oder zurückzuübereignen. " 

11. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Abfindungsanspruch des ausschei-
denden Mitglieds ist drei Monate nach Fest-
stellung der Bilanz fällig. Als Bilanz gilt sowohl 
die nach § 1 des DM-Bilanzgesetzes zum 
1. Juli 1990 aufzustellende Eröffnungsbilanz 
als auch jede spätere Bilanz." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„(4) Beim Ausscheiden eines Mitglieds aus 
der LPG wird der ihm nach § 44 zustehende 
Abfindungsanspruch zur Hälfte einen Monat 
nach Beendigung der Mitgliedschaft fällig." 

12. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird Absatz 3. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„Die Länder können gemeinnützige Sied-
lungsunternehmen oder andere geeignete 
Stellen unter Beleihung mit hoheitlichen Be-
fugnissen beauftragen, die Verfahren zur Fest-
stellung und Neuordnung der Eigentumsver-
hältnisse durchzuführen; davon ausgenom-
men sind § 55 Abs. 2, § 61 Abs. 1 und § 61 a 
Abs. 5." 
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13. § 60 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 60 
Rechtsbehelfsverfahren 

Für das Rechtsbehelfsverfahren sind die Vor-
schriften des zehnten Teils des Flurbereinigungs-
gesetzes sinngemäß anzuwenden." 

14. Nach § 61 wird folgender § 61 a eingefügt: 

„§ 61a 
Vorläufige Besitzregelung 

(1) Um die auf dem Privateigentum an Grund 
und Boden in der Land- und Forstwirtschaft beru-
hende Bewirtschaftung möglichst rasch herbeizu-
führen, kann den Beteiligten der Besitz neuer 
Grundstücke (Besitzstücke) vorläufig zugewiesen 
werden, wenn Nachweise für das Verhältnis der 
Besitzstücke zu dem von jedem Beteiligten Einge-
brachten vorliegen. 

(2) Die Grenzen der Besitzstücke sollen nach 
Art und Umfang in der Örtlichkeit gekennzeich-
net werden, soweit es im wirtschaftlichen Inter-
esse der Beteiligten notwendig ist. 

(3) Die vorläufige Besitzregelung ist den Betei-
ligten bekanntzugeben. Die Besitzstücke sind auf 
Antrag an Ort und Stelle zu erläutern. 

(4) Die vorläufige Besitzregelung kann auf Teile 
des Verfahrensgebiets beschränkt werden. 

(5) Die Flurneuordnungsbehörde ordnet die 
vorläufige Besitzregelung an. 

(6) Mit dem in der Anordnung bestimmten Zeit-
punkt gehen der Besitz, die Verwaltung und die 
Nutzung der Besitzstücke auf die Empfänger 
über. 

(7) Die rechtlichen Wirkungen der vorläufigen 
Besitzregelung enden spätestens mit der Ausfüh-
rung des Bodenordnungsplans. " 

15. In § 63 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ein Bodenordnungsverfahren kann ganz 
oder in Teilen des Verfahrensgebiets als ein Ver-
fahren nach dem Flurbereinigungsgesetz fortge-
führt werden, wenn die Voraussetzungen dafür 
vorliegen. " 

16. Nach § 64 wird folgender § 64 a eingefügt: 

„ § 64 a 
Waldflächen 

(1) Auf den einer LPG zur Nutzung überlasse-
nen Waldflächen geht bisher vom Boden unab-
hängiges Eigentum an den Waldbeständen auf 
den Grundeigentümer über; es erlischt als selb-
ständiges Recht. Die Zusammenführung von bis-
her unabhängigem Eigentum am Boden und an 
Gebäuden sowie sonstigen Anlagen auf diesen 
Waldflächen regelt sich nach § 64. 

(2) Hat die LPG Ansprüche gegenüber Dritten, 
die aus früheren Verträgen der LPG über den 
Waldbesitz herrühren, sind der LPG daraus zuge-
hende Leistungen unter Berücksichtigung von 
seit Vertragsabschluß in den Beständen eingetre-
tenen Veränderungen auf die Waldeigentümer 
aufzuteilen. " 

17. § 69 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) LPG, die bis zum 1. Januar 1992 nicht in 
eine eingetragene Genossenschaft umgewandelt 
wurden, sind kraft Gesetzes aufgelöst. Für die Li-
quidation gelten die §§ 83 ff. des Genossen-
schaftsgesetzes entsprechend." 

18. § 70 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Länder können sich über die Angele-
genheiten der LPG unterrichten. Insbesondere 
können sie mündliche und schriftliche Berichte 
verlangen, Geschäftsakten und andere Unterla-
gen anfordern, sowie an Ort und Stelle Prüfungen 
und Besichtigungen vornehmen. Zur Durchfüh-
rung dieses Aufsichtsrechts können sich die Län-
der geeigneter privatwirtschaftlicher Unterneh-
men bedienen." 

Artikel 2 

Änderung des LPG-Gesetzes 

Das Gesetz über die landwirtschaftlichen Produkti-
onsgenossenschaften (LPG-Gesetz) vom 2. Juli 1982 
(GBl. I Nr. 25 S. 443), zuletzt geändert durch das Ge-
setz über die Änderung oder Aufhebung von Geset-
zen der Deutschen Demokratischen Republik vom 
28. Januar 1990 (GBl. I Nr. 38 S. 483), das nach An-
lage II Kapitel VI Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 2 des 
Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbin-
dung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 
1990 (BGBl. II S. 885, 1204) fortgilt, wird wie folgt ge-
ändert: 

§ 29 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Übertragung 
des Eigentums und die Verpachtung volkseigener 

landwirtschaftlich genutzter Grundstücke an 
Genossenschaften, Genossenschaftsmitglieder 

und andere Bürger 

Das Gesetz über die Übertragung des Eigentums 
und die Verpachtung volkseigener landwirtschaftlich 
genutzter Grundstücke an Genossenschaften, Genos-
senschaftsmitglieder und andere Bürger vom 22. Juli 
1990 (GBl. I Nr. 49 S. 899), das nach Anlage II Kapi-
tel VI Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 1 des Einigungs-
vertrages vom 31. August 1990 in Verbindung mit Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. II 
S. 885, 1204) fortgilt, wird wie folgt geändert: 

§§ 5 und 9 werden aufgehoben. 
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Artikel 4 

Änderung der Gesamtvollstreckungsordnung 

Die Gesamtvollstreckungsverordnung vom 6. Juni 
1990 (GBl. I Nr. 32 S. 285), die nach Anlage II Kapi-
tel III Sachgebiet A Abschnitt II Nr. 1 des Einigungs-
vertrages vom 31. August 1990 in Verbindung mit Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. II 
S. 885, 1153) fortgilt, wird wie folgt geändert: 

In § 13 wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. Ansprüche von Mitgliedern einer LPG nach § 44 
Abs. 1 Buchstabe a und § 47 des Landwirtschafts-
anpassungsgesetzes. " 

Artikel 5 

Neufassung des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten kann den Wortlaut des Gesetzes über die 
strukturelle Anpassung der Landwirtschaft an die so-
ziale und ökologische Marktwirtschaft in der Deut-
schen Demokratischen Republik — Landwirtschafts-
anpassungsgesetz — in der vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt 
bekanntmachen. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach Verkündung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

Bonn, den 26. Februar 1991 
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Begründung 

A. Allgemein 

Das von der Volkskammer der DDR verabschiedete 
Gesetz über die strukturelle Anpassung der Landwirt-
schaft an die soziale und ökologische Marktwirtschaft 
in der Deutschen Demokratischen Republik — Land-
wirtschaftsanpassungsgesetz — verfolgt — in Über-
einstimmung mit den Festsetzungen des Vertrages 
über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion — speziell für die Landwirtschaft das Ziel, 
die Freiheit des Erwerbs, der Verfügung und der Nut-
zung von Grund und Boden und sonstiger Produkti-
onsmittel wiederherzustellen und zu gewährleisten. 
Zugleich sollen die Entwicklung einer vielfältig struk-
turierten Landwirtschaft ermöglicht und die Vor-
aussetzungen für die Wiederherstellung leistungs-
und wettbewerbsfähiger Landwirtschaftsbetriebe ge-
schaffen werden. 

Das Gesetz regelt vor allem 

— das Ausscheiden von Mitgliedern der LPG, 

— die Neustrukturierung von LPG und 

— die im Zusammenhang mit dem Ausscheiden und 
der Neustrukturierung vorzunehmende Rücker-
stattung und Zuordnung der von den Mitgliedern 
der LPG eingebrachten Flächen, der geleisteten 
Inventarbeiträge und der erwirtschafteten Vermö-
genswerte. 

Im Gesetzesvollzug zeigt sich zunehmend, daß die 
vorgesehenen strukturellen Veränderungen unter 
Mißachtung der rechtlichen Rahmenbedingungen ab-
laufen. Dies wird u. a. dadurch begünstigt, daß diese 
Rahmenbedingungen z. T. nicht eindeutig, z. T. auch 
nicht sachgerecht festgelegt sind. Das Landwirt-
schaftsanpassungsgesetz enthält zwar viele richtige 
Ansatzpunkte, es fehlt aber häufig an der notwendi-
gen Klarheit und an der detail lierten Regelung. Darin 
liegt auch der Grund dafür, daß die Umstrukturierung 
in den neuen Bundesländern nur sehr schleppend 
vonstatten geht. Nach einer Ende 1990 in 272 LPGen 
durchgeführten Umfrage haben bis zu diesem Zeit-
punkt nur 18 v. H. der Betriebe die Umwandlung 
in eingetragene Genossenschaften vollzogen. Nur 
1,1 v. H. der Mitglieder dieser Betriebe haben die Ab-
sicht, wieder einen Familienbetrieb einzurichten. 

Um einer ungeordneten Auflösung von LPG, und da-
mit dem Verlust bäuerlichen Vermögens entgegenzu-
wirken und die Entwicklung einer vielfältig struktu-
rierten Landwirtschaft zu ermöglichen, sind vor allem 
folgende Neuregelungen vorgesehen: 

— Für Beschlüsse der Mitgliederversammlung soll 
neben der bisher geltenden Mehrheitsregelung 
eine Stimmenmehrheit der Bodeneigentümer fest-
gelegt werden. 

— Die Regelung der Ansprüche ausscheidender Mit-
glieder soll klarer gefaßt werden. Dies gilt insbe-

sondere für die Rückerstattung des Inventarbei-
trags. Regelungen für Milchreferenzmengen und 
für Zuckerrübenlieferrechte sollen zusätzlich auf-
genommen werden. 

— Zur Unterstützung der bereits geregelten Boden

-

ordnungsverfahren sollen vorläufige Besitzrege-
lungen ermöglicht werden. 

— Das Eigentum an Waldflächen und das an aufste-
henden Waldbeständen sollen zusammengeführt 
werden. 

— Die Länder sollen ermächtigt werden, LPG durch 
geeignete Institutionen überprüfen zu lassen. 

— Unter Aufhebung des im LPG-Gesetz geregelten 
Rechts auf Arbeit soll ein Recht zur Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen aus Gründen der struktu-
rellen Anpassung begründet werden. 

— Ansprüchen ausscheidender Mitglieder auf Rück-
gewähr von Inventarbeiträgen soll ein Vorrang im 
Gesamtvollstreckungsverfahren eingeräumt wer-
den. 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
soll darüber hinaus geprüft werden, ob neben der bis-
her in den §§ 27 ff. vorgesehenen Möglichkeit der Um-
wandlung einer LPG in eine eingetragene Genossen-
schaft auch eine Umwandlung in eine Personen- oder 
eine Kapitalgesellschaft zugelassen werden soll. 

Das Landwirtschaftsanpassungsgesetz ist ebenso wie 
die übrigen zur Änderung vorgesehenen Gesetze 
— mit geringfügigen Änderungen — durch den Eini-
gungsvertrag übergeleitet worden und gilt somit als 
partielles Bundesrecht fort. Die Gesetzgebungszu-
ständigkeit des Bundes für das Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetz ergibt sich aus Artikel 74 Nummern 17 
und 18 GG. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3 a) 

Diese Vorschrift eröffnet die Möglichkeit einer Kon-
trolle der Geschäftstätigkeit der Vorstandsmitglieder 
und dient somit dem Schutz der Vermögensinteressen 
der einzelnen Mitglieder. Gleichzeitig verfolgt sie den 
Zweck, die Handlungsweise der Vorstandsmitglie-
der nachvollziehbar und transparent zu machen. Sie 
beugt unkorrekten Handlungsweisen der Vorstands-
mitglieder vor, die in der Vergangenheit durch feh-
lende Kontrollmöglichkeiten hervorgerufen wurden. 

Satz 1 statuiert die Sorgfaltspflichten der Vorstands-
mitglieder. 
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Durch die Regelung in Satz 2 wird eine persönliche 
gesamtschuldnerische Haftung der Vorstandsmitglie-
der begründet. 

Satz 3 begründet eine Beweislastumkehr für die Vor-
standsmitglieder. Bücher, Bilanzen und Geschäftsun-
terlagen werden von den Vorstandsmitgliedern ge-
führt und verwahrt. Das einzelne Mitglied hat deshalb 
praktisch keine Möglichkeit, den Vorstandsmitglie-
dern unkorrekte Handlungen und Manipulationen 
nachzuweisen. Die Errichtung einer effektiven Kon-
troll- und Regreßmöglichkeit erfordert deshalb unab-
dingbar eine Beweislastumkehr, wie sie vergleichbar 
durch richterliche Rechtsfortbildung auch im Arzthaf-
tungsrecht ihren Niederschlag gefunden hat. 

Zu Nummer 2 (§ 7 Abs. 2) 

Absatz 2 legt für einen Teilungsbeschluß zusätzlich 
eine qualifizierte Mehrheit der Grundstückseigentü-
mer fest. 

Die Grundstückseigentümer stellen eine Minderheit 
(i. d. R. zwischen 5 v. H. und 20 v. H.) der Mitglieder 
einer LPG dar. Diese Minderheit muß bei der Teilung 
der LPG geschützt werden, um ihren berechtigten 
vermögensmäßigen Interessen Rechnung zu tragen. 
Ein besonderer Schutz ist erforderlich, weil diese 
Grundstückseigentümer seinerzeit zwangsweise in 
die LPG gepreßt wurden und deshalb ihre Rechte bei 
Eintritt nicht entsprechend schützen konnten. 

Darüber hinaus ist auch erforderlich, daß die Teilung 
von einer großen Zahl der Grundstückseigentümer 
mitgetragen wird. Ansonsten würden bei einem spä-
teren Ausscheiden zahlreicher (überstimmter) Grund-
stückseigentümer den Nachfolgeunternehmen die 
wirtschaftliche Grundlage entzogen und die Teilung 
gegenstandslos. 

Zu Nummer 3 (§ 29) 

Auf die Begründung zu Nummer 2 wird hingewie-
sen. 

Zu Nummer 4 (§ 41) 

Diese Vorschrift sieht für den Beschluß der Auflösung 
einer LPG eine qualifizierte Mehrheit der Bodenei-
gentümer vor. Mit dieser Regelung sollen die Rechte 
der Gebäude-, Grundstück- und Inventareinbringer 
geschützt werden, die über Jahre hinweg nahezu ko-
stenlos die Produktionsgrundlage für die LPG zur Ver-
fügung stellten. 

Im übrigen wird auf die Begründung zu Nummer 1 
verwiesen. 

Zu Nummer 5 (§ 42) 

Satz 1, zweiter Halbsatz regelt bei Auflösung die Ver-
mögensaufteilung entsprechend § 44. 

§ 91 GenG enthält keine sachgerechte Regelung für 
eine Aufteilung des LPG-Vermögens. 

Da die LPG-Mitglieder zum Eintritt in die LPG und zur 
Einbringung von Gebäuden, Grund und Boden sowie 
Inventar durch den Staat gezwungen wurden, sind die 
Rechte der Mitglieder, die Gebäude, Grund und Bo-
den sowie Inventar eingebracht haben, bei der Auflö-
sung zu schützen. 

Satz 2 sieht die Auszahlung der Hälfte des sich nach 
§ 44 ergebenden Vermögensanspruchs unmittelbar 
nach dem Zeitpunkt der Anmeldung der Auflösung 
zum Genossenschaftsregister vor. Bei dem derzeitigen 
Verfall der Erzeugerpreise kann eine „Abschlagszah-
lung" nur vorsichtig angegangen werden, weil anson-
sten die Gefahr besteht, daß ein Mitglied durch die 
„Abschlagszahlung" bereits mehr erhält, als ihm nach 
der endgültigen Abrechnung zustände. 

Durch diese von § 90 Abs. 1 GenG abweichende Re-
gelung soll den Beteiligten ein Neuanfang zur Grün-
dung einer Existenz erleichtert werden. Aus Gründen 
der Gleichbehandlung und der Praktikabilität soll 
dies unabhängig davon erfolgen, ob das betreffende 
Mitglied einen bäuerlichen Familienbetrieb errich-
tet. 

Zu Nummer 6 (Überschrift des 6. Abschnitts) 

Auch LPG-Mitglieder, die keinen bäuerlichen Famili-
enbetrieb gründen, können ihre Mitgliedschaft in der 
LPG kündigen und haben einen Anspruch auf Vermö-
gensauseinandersetzung. 

Die Änderung der Überschrift dient insoweit der Klar-
stellung. 

Zu Nummer 7 (§ 43a) 

Satz 1 regelt ein Kündigungsrecht der LPG für Ar-
beitsverhältnisse. Die Umstrukturierung und Anpas-
sung der LPG an marktwirtschaftliche Gegebenheiten 
erfordert zwingend einen Abbau des Personalbestan-
des. Die Regelung des Kündigungsrechts ist erf order-
lich, weil § 29 LPG-Gesetz dem Genossenschaftsbau-
ern ein Recht auf Arbeit garantiert. 

Durch Satz 2 wird klargestellt, daß durch die Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses die Mitgliedschafts-
rechte nicht berührt werden. 

Die Kündigungsfrist richtet sich nach den allgemei-
nen Kündigungsschutzvorschriften. 

Zu Nummer 8 (§ 44) 

Diese Vorschrift konkretisiert die vermögensmäßige 
Auseinandersetzung zwischen dem Mitglied und der 
LPG und regelt die Ausstattung mit Milchreferenz

-

mengen und Zuckerrübenlieferrechten. 

Absatz 1 Satz 1 regelt, daß der Abfindungsanspruch 
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erforderlich, da § 44 Abs. 2 dies bisher nicht ausdrück-
lich normierte. Häufig sollte dieser Abfindungsan-
spruch durch Rückgabe von Vieh, für das keine Ver-
wendung bestand und weder Stall noch Futter vor-
handen war, abgewickelt werden; nicht zuletzt um 
den Anspruchsberechtigten zum Verzicht auf seine 
Forderung zu bewegen. 

Absatz 1 Satz 2 bestimmt, daß der Anspruch auf ver-
mögensmäßige Auseinandersetzung allen Mitglie-
dern zusteht, die nach dem 18. Oktober 1989 aus der 
LPG ausgeschieden sind. 

Nach geltender Rechtslage haben Mitglieder, die be-
reits vor dem 20. Juli 1990 ausgeschieden sind, keinen 
Anspruch gegen die LPG. 

Personen, die gerade auch im Hinblick auf die Über-
besetzung mit Arbeitskräften in den LPG — auf Emp-
fehlung staatlicher Organe — zur Verringerung des 
Arbeitskräftebestandes ihr Mitgliedschaftsverhältnis 
vor dem 20. Juli 1990 aufgelöst haben, haben keinen 
vermögensmäßigen Anspruch gegen die LPG. Auch 
Personen, die sich selbständig machen wollten, in der 
Regel Landeinbringer, haben häufig schon vor dem 
Stichtag ihre Mitgliedschaft gekündigt. Teilweise 
wurde gerade auch den Personen, die ihre Eigentums-
rechte geltend machen wollten, vom LPG-Vorsitzen-
den das Mitgliedschaftsverhältnis gekündigt. 

Die Regelung des Absatzes 1 Satz 2 ist somit erf order-
lich, um diese Zufälligkeiten und Ungerechtigkeiten 
auszuschließen. 

Absatz 1 Satz 3, Buchstabe a regelt die vorrangige 
Rückzahlung des Inventarbeitrags. Die Neufassung 
ist erforderlich, um klarzustellen, daß zunächst ein 
Anspruch auf Rückzahlung des Inventarbeitrages be-
steht. Der Wortlaut des bisherigen Absatzes 2 war in-
soweit nicht eindeutig. („Der Umfang ... ergibt sich 
aus dem Anteil" . ) 

Die Inventarbeiträge mußten zu Eigenkapital der LPG 
eingebracht werden. Nach § 25 Abs. 3 Satz 2 LPG-
Gesetz gehörten die Pflichtinventarbeiträge zum un-
verteilbaren genossenschaftlichen Eigentum. Mit 
dem Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Geset-
zes über die Landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften — vom 6. März 1990 (GBl. I Nr. 17, S. 133) 
wurden § 25 Abs. 3 Satz 2 LPG-Gesetz aufgehoben 
und eine Rückzahlung aus dem Fond überhaupt er-
möglicht. 

Der Anspruch entsteht dem Grunde nach mit Eingang 
der Kündigungserklärung beim Vorstand der LPG. 
Liegt dieser Zeitpunkt vor dem 1. Juli 1990, ist in der 
Abschlußbilanz zum 30. Juni 1990 eine entspre-
chende Rückstellung einzustellen oder eine Verbind-
lichkeit, wenn die Höhe des Anspruchs bereits fest-
steht. Diese Rückstellung oder Verbindlichkeit ist in 
die DM-Eröffnungsbilanz im Verhältnis 2 :1 abgewer-
tet zu übernehmen, (Artikel 10 Abs. 5 des Vertrags 
über die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion; 
§ 16 Abs. 1 des DM-Eröffnungsbilanz-Gesetzes). 

Entsteht der Anspruch erst nach dem 30. Juni 1990, ist 
er im Verhältnis 1: 1 als DM-Verbindlichkeit zu be-
handeln. 

Absatz 1 Satz 3 Buchstabe b Satz 1 regelt die Auftei-
lung des LPG-Vermögens auf die Produktionsfakto-
ren Boden, Kapital und Arbeit. 

Satz 2 bringt zum Ausdruck, daß die Verteilung ent-
sprechend der Bedeutung der jeweiligen Produkti-
onsfaktoren erfolgen soll. 

Sätze 1 und 2 dienen somit der Klarstellung des Rege-
lungsgehalts des geltenden § 44 Abs. 2. 

Satz 3 verpflichtet die Vollversammlung, einen be-
stimmten Mindestanteil bei der Verteilung auf Ge-
bäude und Grundstücksfläche sowie Inventar entfal-
len zu lassen. 

Die im bisherigen Recht nicht enthaltene Konkretisie-
rung der Vermögensauseinandersetzung hat sich zum 
Schutz der Einbringer von Gebäuden, Grund und Bo-
den sowie Inventar als dringend erforderlich erwie-
sen. 

In der Praxis wurde der Gewinn häufig ausschließlich 
nach Arbeit, ohne Berücksichtigung der anderen Pro-
duktionsfaktoren, verteilt. 

Da die Einbringer von Gebäuden, Grund und Boden 
sowie Inventar nur ca. 5 bis 20 v. H. der LPG-Mitglie-
der darstellen, wurden diese in der Vollversammlung 
häufig überstimmt und konnten ihre Rechte nicht 
entsprechend durchsetzen (vgl. Begründung zu § 7 
Abs. 2). 

Die Gewinnverteilung kann nicht der genossenschaft-
lichen Autonomie überlassen werden, weil ansonsten 
die Gefahr besteht, daß Einbringer von Gebäuden, 
Grundstücken und Inventar für die von ihnen einge-
brachten Produktionsfaktoren keinen adäquaten Ge-
genwert erhalten, während auf den Faktor Arbeit- mit 
Einschränkung der einzige Produktionsfaktor, der 
bislang überhaupt angemessen entlohnt wurde — der 
gesamte Gewinn verteilt wird. Da die LPG-Mitglieder 
zwangsweise zusammengeschlossen wurden, kann 
bei einer Auseinandersetzung in genossenschaftli-
cher Autonomie kein interessengerechter Ausgleich 
gefunden werden. Die Personen, die zwangsweise 
LPG-Mitglieder und zur Einbringung ihrer gesamten 
Gebäude, von Grund und Boden sowie von Inventar 
verpflichtet wurden, hatten keine Möglichkeit, ihre 
Interessen bei Eintritt in die LPG zu schützen. 

Die geltende Regelung des § 44 Abs. 2 hat sich in die-
sem Punkt als völlig unzulänglich erwiesen. 

Die vorgesehene Quotelung erfolgt im Hinblick dar-
auf, daß man bei Pflanzenproduktion pauschal davon 
ausgehen kann, daß vor allem die Produktionsfakto-
ren Boden und Kapital zur Wertschöpfung beigetra-
gen haben. Bei der Tierproduktion hingegen nimmt 
der Produktionsfaktor Fläche nur einen untergeord-
neten Stellenwert ein. Die Wertschöpfung wird bei 
der Tierproduktion im wesentlichen durch die Fakto-
ren Inventar (Tierbestand, Stallgebäude) und Arbeit 
(Fütterung, Pflege, Melken) erzielt. 

Im Einzelfall dürfte es praktisch kaum möglich sein, 
die Wertschöpfung der drei Produktionsfaktoren 
exakt festzustellen. Die Quotelung knüpft deshalb an 
eine plausible und praktikable Pauschalierung an, die 
sich möglichst nahe an Tatsachen anlehnt. 
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Absatz 2 gibt den Gebäude- und den Grundstücksei-
gentümern, die Mitglieder in einer LPG mit aus-
schließlicher Tierproduktion sind, einen Anspruch ge-
gen die LPG mit Pflanzenproduktion, bei der die be-
treffenden Grundstücke zur Nutzung verblieben 
sind. 

Nach der bisher geltenden Regelung ist ein Anspruch 
nicht begründet, weil eine Mitgliedschaft in der LPG 
Pflanzenproduktion nicht vorliegt. Dies erscheint un-
billig, weil bei der Aufteilung in Pflanzen- und Tier-
produktion es mehr oder weniger zufällig war, wer in 
welcher LPG Mitglied wurde. 

Scheidet ein Mitglied aus einer LPG aus, die Inhabe-
rin einer vorläufig zugewiesenen Milchreferenz-
menge ist, kann dieses Mitglied nur dann eine antei-
lige, vorläufig zugewiesene Referenzmenge verlan-
gen, wenn es selbst Milchproduktion betreiben wi ll. In 
den neuen Bundesländern gilt zwar zunächst nicht 
das im Gemeinschaftsrecht verankerte Prinzip der 
Flächenbindung. Die Milchproduktion erfolgt jedoch 
in aller Regel auf der Basis der vorhandenen Haupt-
futterfläche; sie bietet sich daher als Aufteilungskrite-
rium für die vorläufig zugewiesene Milchreferenz-
menge an. Die vorläufig zugewiesene Milchreferenz-
menge wird auf die Hauptfutterfläche durchschnitt-
lich pro Hektar umgelegt. Das ausscheidende Mit-
glied erhält je nach Anteil der herausgenommenen 
Hauptfutterfläche (einschließlich Pachtflächen) die 
darauf entfallene vorläufig zugewiesene Milchrefe-
renzmenge. 

Insbesondere aus ökologischen Gründen erscheint es 
erforderlich, die landwirtschaftlich genutzte Fläche 
zugrunde zu legen, wenn der Anteil der Hauptfutter-
flächen an der gesamten landwirtschaftlich genutzten 
Fläche geringer als 20 v. H. ist. 

Absatz 4 regelt die Beteiligung des ausscheidenden 
Mitglieds an Lieferrechten für Zuckerrüben. Scheidet 
ein Mitglied mit Zuckerrübenflächen aus der LPG 
nach Abschluß des Zuckerrübenliefervertrags mit 
dem Zuckerhersteller aus, hat es keine Aussichten, für 
das betreffende Jahr mit Zuckerherstellern einen zu-
sätzlichen Zuckerrübenliefervertrag abzuschließen. 
Ein solcher Vertrag ist aber notwendig, um die auf der 
Fläche des ausscheidenden Mitglieds geernteten 
Zuckerrüben sinnvoll absetzen zu können. Daher muß 
das ausscheidende Mitglied an den Rechten aus dem 
Vertrag der LPG entsprechend seinem Anteil beteiligt 
werden. Diese Beteiligung ist keine Präjudiz für den 
im folgenden Jahr erneut abzuschließenden Zucker-
rübenliefervertrag. 

Absatz 5 verpflichtet die LPG zur Hilfeleistung gegen-
über ihren ausscheidenden Mitgliedern und ent-
spricht im wesentlichen der bisher geltenden Rege-
lung des § 44 Abs. 1. 

Zu Nummer 9 (§ 45) 

Satz 1 stellt klar, daß das ausscheidende Mitglied le-
diglich das Verfügungsrecht und den unmittelbaren 
Besitz an seinem Eigentum erhält, jedoch keinen An-
spruch auf Wiederherstellung des früheren Zustands 
hat. 

Satz 2 regelt, daß grundsätzlich der LPG der Wert des 
Feldinventars auf den zurückgegebenen Flächen er-
setzt werden muß. Wenn das eingebrachte Feldinven-
tar mangels Aufnahme in das Inventarverzeichnis 
oder wegen Vermögenslosigkeit der LPG keine Be-
rücksichtigung gefunden hat, soll auch keine Ver-
pflichtung des ausscheidenden Mitglieds bestehen, 
der LPG den Wert des Feldinventars zu ersetzen. 

Satz 3 regelt die Fälligkeit des mit Satz 2 begründeten 
Ersatzanspruchs. 

Zu Nummer 10 (§ 47) 

Satz 1 stellt klar, daß das ausscheidende Mitglied kei-
nen Anspruch auf Wiederherstellung des ursprüngli-
chen Zustands hat. 

Diese Klarstellung ist erforderlich, weil verschiedent-
lich aus der bisherigen Regelung ein Anspruch auf 
Rückgabe der Gebäude in ihrem ursprünglichen Zu-
stand hergeleitet wurde. 

Zu Nummer 11 (§ 49) 

Absatz 1 regelt die Fälligkeit des Abfindungsan-
spruchs neu. 

Absatz 4 regelt, daß die Hälfte des voraussichtlichen 
Abfindungsanspruchs nach § 44 bereits einen Monat 
nach Beendigung der Mitgliedschaft auszuzahlen 
ist. 

Diese Regelung soll den ausscheidenden Mitgliedern 
zu einer schnellen Verfügbarkeit ihres Kapitals ver-
helfen, um dieses beim Aufbau einer Existenz effizient 
einsetzen zu können. Die Regelung erweist sich auch 
deshalb als notwendig, weil die LPG im Rahmen der 
Gesetze selbst bestimmen können, wann sie wieder 
eine Bilanz erstellen. Häufig wurde die Auszahlung 
an ausscheidende Mitglieder dadurch verzögert, daß 
die Aufstellung einer Bilanz hinausgeschoben 
wurde. 

Zu Nummer 12 (§ 53) 

Der neu eingefügte Absatz 4 verfolgt den Zweck, ge-
meinnützige Siedlungsunternehmen und andere ge-
eignete Stellen mit verfahrensrechtlichen und -techni-
schen Arbeiten in angeordneten Verfahren zur Fest-
stellung und Neuordnung der Eigentumsverhältnisse 
beauftragen zu können. Damit sollen die Flurneuord-
nungsbehörden zur notwendigen Beschleunigung der 
Verfahrensabwicklung arbeitswirtschaftlich entlastet 
werden. 

Dem großen Umfang und der gebotenen Dringlichkeit 
der Aufgabe, eigentumsrechtlich geordnete Zustände 
herbeizuführen, kann mit Hilfe zu beauftragender 
Stellen Rechnung getragen werden. Dies rechtfertigt 
ihre Beleihung mit öffentlichen Aufgaben, die sonst 
den Flurneuordnungsbehörden obliegen. 

Gemeinnützige Siedlungsunternehmen und andere 
nach dem jeweiligen Landesrecht als anerkannte Stel- 
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len können im Rahmen ihres Auftrags mit allen Arbei-
ten und Verhandlungen betraut werden, die im frei-
willigen Landtausch zur Einigung der Beteiligten über 
den Tauschplan führen oder die im Bodenordnungs-
verfahren zur Ausführungsanordnung des Bodenord-
nungsplanes erforderlich sind, einschließlich der Be-
kanntgabe des Bodenordnungsplans und der Abgabe 
verbleibender Widersprüche an die Behörde. 

Die Prüfung der Pläne und die Anordnung ihrer Aus-
führung müssen den Flurneuordnungsbehörden vor-
behalten bleiben. 

Im Falle der vorläufigen Besitzregelung umfaßt die 
Beauftragung alle hoheitlichen Aufgaben mit Aus-
nahme der Anordnungsbefugnis. 

Zu Nummer 13 (§ 60) 

§ 63 Abs. 2, der die im übrigen sinngemäße Anwen-
dung des Flurbereinigungsgesetzes in Verfahren zur 
Feststellung und Neuordnung der Eigentumsverhält-
nisse vorschreibt, der neu eingefügte § 61 a, nach dem 
eine vorläufige Besitzregelung angeordnet werden 
kann, und der neu eingefügte § 63 Abs. 3, wonach ein 
Bodenordnungsverfahren als ein Verfahren nach dem 
Flurbereinigungsgesetz fortgeführt werden kann, er-
fordern aus Gründen der einheitlichen Rechtsanwen-
dung auch eine Anpassung des Rechtsbehelfsverfah-
rens an die Vorschriften des zehnten Teils des Flurbe-
reinigungsgesetzes. 

Zu Nummer 14 (§ 61a) 

Diese Vorschrift verfolgt das Ziel, die auf dem Privat-
eigentum an Grund und Boden beruhende Bewirt-
schaftung in einem angeordneten Bodenordnungs-
verfahren möglichst rasch herbeizuführen. Den Betei-
ligten wird mit der Maßgabe einer abschließenden 
eingentumsrechtlichen Regelung im Bodenordnungs-
plan der Besitz, die Nutzung und die Verwaltung von 
Grundstücken vorläufig gegeben, um auch im Über-
gangszustand bis zur Ausführung des Bodenord-
nungsplans eine geordnete Bewirtschaftung sicherzu-
stellen. 

Die Verfahren zur Feststellung und Neuordnung der 
Eigentumsverhältnisse nach dem 8. Abschnitt des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes sind bereits mit 
dem Ziel einer möglichst einfachen und schnellen Re-
gelung eingeführt worden. Es hat sich aber gezeigt, 
daß die Vorschriften nicht ausreichen, die auf dem 
Privateigentum beruhende Bewirtschaftung als 
Grundlage für die Wiedereinrichtung bäuerlicher Fa-
milienbetriebe sowie für die Bildung bäuerlicher Ge-
nossenschaften und anderer landwirtschaftlicher Un-
ternehmensformen mit der gebotenen Dringlichkeit 
herbeizuführen. Es bedarf deswegen der Ergänzung 
um eine vorläufige Besitzregelung, die der Eilbedürf-
tigkeit einer geordneten Flächennutzung Rechnung 
trägt. Zweck der Besitzregelung ist es, die beteiligten 
Grundeigentümer durch eine amtliche Anordnung 
der Flurneuordnungsbehörde vorläufig in den Besitz, 
die Nutzung und die Verwaltung von Grundstücken 
einzuweisen, wenn eine abschließende eigentums-

rechtliche Neuordnung aufgrund berechtigter oder 
unberechtigter Widerstände der Beteiligten nicht in 
der angemessenen Zeit herbeigeführt werden kann 
und damit eine agrarstrukturelle Entwicklung im 
Sinne der im 1. Abschnitt dieses Gesetzes formulier-
ten Grundsätze zum Nachteil aller Beteiligten verzö-
gert wird. 

Die Besitzregelung muß vorläufig sein, um eine rasche 
Lösung zu erzielen, die den Teilnehmerrechten zwar 
so weit wie möglich entspricht, deren volle Wahrung 
aber einer abschließenden Festlegung im Bodenord-
nungsplan vorbehalten bleibt. 

Die vorläufige Besitzregelung ist gerechtfertigt, weil 
die Beteiligten die wirtschaftliche Verfügungsgewalt 
über ihr Grundeigentum wiedererlangen, auch wenn 
es sich zunächst auf vorläufige Flächen erstreckt. Sie 
werden damit wieder in Rechte eingesetzt, die sie vor-
her nicht ausüben konnten und die sie andernfalls erst 
mit der Ausführung des Bodenordnungsplanes erhal-
ten würden. 

Die vorläufige Besitzregelung soll hinsichtlich ihrer 
Festlegungen in einem Zusammenhang mit dem Bo-
denordnungsplan stehen und mithin auch Grundsätze 
der tatsächlichen Neuordnung (z. B. Wegenetz) be-
rücksichtigen. Damit übernimmt die Flurneuord-
nungsbehörde die Verpflichtung, die abschließende 
Neuordnung der Eigentumsverhältnisse alsbald her-
beizuführen. Als Voraussetzung für die Anordnung 
der vorläufigen Besitzregelung ist das Verhältnis der 
Besitzstücke zu dem von jedem Beteiligten Einge-
brachten nachzuweisen; Einlage und Besitzstücke 
müssen im Interesse der Gleichbehandlung aller Be-
teiligten auch im Übergangszustand der vorläufigen 
Besitzregelung in einem angemessenen Verhältnis 
zueinander stehen. Zur Beurteilung der Angemessen-
heit können insbesondere die Betriebsstruktur der Be-
teiligten, der eingebrachte Flächenbestand und — so-
weit erforderlich — dessen Wert herangezogen wer-
den. 

Zur Vereinfachung, Beschleunigung und Kostenein-
sparung brauchen die Grenzen der Besitzstücke nach 
Art und Umfang nur insoweit in der Örtlichkeit ge-
kennzeichnet zu werden, wie es im wirtschaftlichen 
Interesse der Beteiligten notwendig ist. Die Grenzen 
der Besitzstücke sollen zur Vermeidung von Streitig-
keiten wiederherstellbar sein. Bei Besitzstücken von 
mehreren Beteiligten, die künftig als einheitliche Flä-
che bewirtschaftet werden, soll nur die Grenze der 
Wirtschaftseinheit gekennzeichnet werden. Die vor-
läufige Besitzregelung kann für einzelne Beteiligte, 
für Teile des Verfahrensgebietes oder für das gesamte 
Verfahrensgebiet durchgeführt werden. Die Voraus-
setzungen müssen nur für die betreffenden Gebiete 
erfüllt sein. 

Die vorläufige Besitzregelung verursacht keine zu-
sätzlichen Kosten, da sie bei der Erstellung des Boden

-

ordnungsplanes erforderliche Arbeiten vorweg-
nimmt. Sie kann die abschließende Neuordnung ent-
scheidend erleichtern und wegen damit vermiedener 
Widersprüche zur Einsparung von Verfahrenskosten 
beitragen. Die Kosten der Verfahren zur Feststellung 
und Neuordnung der Eigentumsverhältnisse und so- 
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mit auch der vorläufigen Besitzregelung als ihr Be-
standteil trägt nach § 62 das Land. 

Zu Nummer 15 (Zu § 63) 

Durch den neu eingefügten Absatz 3 wird die drin-
gend notwendige Möglichkeit einer Verbindung des 
Bodenordnungsverfahrens nach dem Landwirt-
schaftsanpassungsgesetz mit einem dem jeweiligen 
Zweck entsprechenden Verfahren nach dem Flurbe-
reinigungsgesetz eröffnet. 

Die rechtliche Konsolidierung der Eigentumsverhält-
nisse schafft Voraussetzungen für eine umfassende 
Neuordnung der Gebiete durch Verfahren nach dem 
Flurbereinigungsgesetz und leitet damit über zu 
agrar- und infrastrukturellen Entwicklungsmaßnah-
men. Die Erweiterung des Ordnungsauftrags der Flur-
neuordnungsbehörde entspricht der Zielstellung des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes, eine vielfältig 
strukturierte Landwirtschaft mit leistungs- und wett-
bewerbsfähigen Betrieb en wiederherzustellen. 

Mit der Durchführung des Bodenordnungsverfahren, 
das ausschließlich der Feststellung und Neuordnung 
der Eigentumsverhältnisse dient, werden die Beteilig-
ten in die Lage versetzt, ihre auf dem P rivateigentum 
an Grund und Boden beruhenden Teilnehmerrechte 
in einem Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz 
wahrzunehmen. 

Bei der Fortführung eines Bodenordnungsverfahrens 
als ein Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz 
müssen notwendigerweise die für die jeweilige Ver-
fahrensart geltenden Anordnungsvoraussetzungen 
erfüllt sein. 

Aus diesen Gründen war die Einführung des Absat-
zes 3 erforderlich. 

Zu Nummer 16 (§ 64 a) 

Der überwiegende Teil der Privatwaldflächen im Bei-
trittsgebiet mußte von den Eigentümern in die LPG 
eingebracht werden. Dabei verblieb den Waldeigen-
tümern das Eigentum an Grund und Boden, während 
Eigentum und Nutzungsrecht am Waldbestand auf 
die LPG übergingen. Der Einigungsvertrag sieht eine 
Rückführung des Bestandseigentums auf die Grund-
stückseigentümer nicht vor. Absatz 1 stellt daher klar, 
daß diese Rückführung erfolgt und damit unabhängi-
ges Eigentum an den Waldbeständen aufgehoben ist. 
Waldbestände können somit auch nicht in die Vermö-
gensauseinandersetzung der LPG einbezogen wer-
den. 

Ab 1972 mußte das Nutzungsrecht an den Waldbe-
ständen von den LPG durch Bewirtschaftungsverträge 
auf die Staatlichen Forstwirtschaftsbetriebe übertra-
gen werden. Diese Verträge, die derzeit gelöst wer-
den, enthalten die Bestimmung, daß dem Vertrags-
partner Bestände von mindestens gleichem Wert zu-
rückgegeben werden müssen. Bei Wertminderung ist 
von der Treuhandanstalt, die in die vermögensmäßi-
gen Verpflichtungen der Staatlichen Forstwirtschafts-
betriebe eingetreten ist, ein Ausgleich zu leisten. 

Absatz 2 leitet eventuelle Ausgleichsleistungen der 
Treuhandanstalt aus den Bewirtschaftsverträgen auf 
die Waldeigentümer über, wobei gewährleistet wird, 
daß diejenigen, deren Waldbestände während der 
Vertragsdauer besonders starke Zustandsverände-
rungen durch Nutzungsmaßnahmen erfuhren, bei der 
Verteilung bevorrechtigt sind. 

Zu Nummer 17 (§ 69) 

Die vorgesehene Regelung sieht entgegen der gelten-
den Fassung keine gesetzliche Umwandlung von LPG 
in eingetragene Genossenschaften „im Aufbau" vor. 
Sie regelt weiter, daß die LPG, die sich nicht bis zum 
1. Januar 1992 in eine eingetragene Genossenschaft 
umgewandelt haben, kraft Gesetzes aufgelöst wer-
den. 

Wenn sich eine LPG nicht bis zum 1. Januar 1992 
umstrukturieren kann, ist sie offensichtlich nicht mehr 
in der Lage, die erforderlichen unternehmerischen 
Entscheidungen zu treffen. Aus diesem Grund ist die 
Auflösung der LPG angezeigt. Wenig sinnvoll ist es, 
LPG, die nicht mehr handlungsfähig sind, umzuwan-
deln, da die LPG sich dann nur noch mehr verschul-
den und in Konkurs zu gehen drohen. 

Zu Nummer 18 (§ 70) 

Absatz 3 Satz 1 regelt ein Prüfungsrecht der Länder 
über die Angelegenheiten der LPG. 

In Absatz 3 Satz 2 wird dieses Informationsrecht kon-
kretisiert. Die LPG wird verpflichtet, den Ländern auf 
Anforderung Berichte, Geschäftsakten und weitere 
Unterlagen vorzulegen und gibt den Ländern das 
Recht, Geschäftsvorgänge vor Ort zu überprüfen und 
Besichtigungen vorzunehmen. 

Absatz 3 Satz 3 ermächtigt die Länder, zur Durchfüh-
rung des Aufsichtsrechts p rivate Unternehmen einzu-
schalten. Durch diese Regelung wird den Ländern die 
Möglichkeit gegeben, die LPG effektiv zu kontrollie-
ren. 

Die Einführung einer Kontrollmöglichkeit hat sich als 
dringend erforderlich erwiesen, um unkorrekten und 
kriminellen Handlungsweisen in den LPG vorbeugen 
zu können. Da die LPG durch staatlichen Zwang zu-
sammengeschlossen wurden, steht der Staat auch in 
der Pflicht, für eine ordnungsgemäße Vermögensaus-
einandersetzung in den LPG Sorge zu tragen. Die bis-
herige Kontrolle durch die Revisionskommission hat 
sich jedenfalls als völlig unzulänglich erwiesen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des LPG-Gesetzes) 

Durch die Regelung des Artikel 2 wird § 29 LPG

-

Gesetz, das ein Recht auf Arbeit des Genossenschafts-
bauern in der LPG garantiert, aufgehoben. 

Die Aufhebung des § 29 LPG-Gesetz erweist sich 
durch die Einführung des § 43 a als erforderlich. 
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Zu Artikel 3 (Änderung des Gesetzes über die 
Übertragung des Eigentums und die 
Verpachtung volkseigener 
landwirtschaftlich genutzter 
Grundstücke an Genossenschaften, 
Genossenschaftsmitglieder und andere 
Bürger) 

Die Aufhebung des § 5 des o. g. Gesetzes hat sich als 
erforderlich erwiesen, weil das Vorkaufsrecht von den 
Vorkaufsberechtigten als Druckmittel mißbraucht 
wurde, das aufstehende Gebäude um ein Vielfaches 
des Wertes zu verkaufen, indem dann der Verzicht auf 
das Vorkaufsrecht angeboten wurde. Außerdem 
wurde das Vorkaufsrecht von LPG mißbraucht, um 
Grundstücksverkäufe zu verhindern, ohne selbst auf 
den Erwerb angewiesen zu sein. 

Den bisher vorkaufsberechtigten Bet rieben und Per-
sonen verbleibt trotzdem die Möglichkeit, das betref-
fende Grundstück zu erwerben, weil es sich um volks-
eigene Flächen handelt, die von der Treuhandanstalt 
privatisiert werden sollen. 

Die Aufhebung des § 9 des o. g. Gesetzes hat sich als 
notwenig erwiesen, weil sich die Ausschreibung von 
zum Verkauf oder zur Verpachtung stehenden Flä-
chen als Hemmnis bei der Privatisierung erwiesen hat. 
Eine zügige Privatisierung ist jedoch die Vorausset-
zung für einen schnellen konjunkturellen Auf-
schwung; ihr muß deshalb höchste Priorität einge-
räumt werden. 

Zu Artikel 4 (Ergänzung der 
Gesamtvollstreckungsordnung) 

Die vorgesehene Regelung in Ziffer 4 soll die vorran-
gige Befriedigung für Inventarbeiträge und des An-

spruchs aus § 47 des Landwirtschaftanpassungsgeset-
zes in der Gesamtvollstreckung regeln. 

Die LPG-Mitglieder wurden gezwungen, in die LPG 
einzutreten und Inventarbeiträge zu leisten. Die ge-
genwärtige Rechtslage führt bei einem Konkurs der 
LPG praktisch zu einer persönlichen Haftung der 
LPG-Mitglieder in Höhe der eingebrachten Inventar-
beiträge. Nachdem die LPG-Mitglieder durch den 
Staat zum Eintritt in die LPG gezwungen wurden, 
erscheint eine faktische persönliche Haftung der LPG

-

Mitglieder unbillig. 

Aus demselben Grunde sollen auch Ansprüche nach 
§ 47, die durch staatliche Eingriffe entstanden sind, 
vorrangig befriedigt werden. 

Zu Artikel 5 (Neufassung des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes) 

Die vorgesehene Neubekanntmachung des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes dient der Rechtsklarheit 
und Rechtssicherheit. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Diese Vorschrift enthält die übliche Klausel über das 
Inkrafttreten des Gesetzes. 








